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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 

4 StR 503/19 
 

vom 

7. April 2020 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

 

 

wegen vorsätzlichen Verstoßes gegen das Arzneimittelgesetz u.a. 

hier: Revisionen der Nebenklägerinnen      B.       und G.          
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Der 4. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Generalbun-

desanwalts und der Beschwerdeführerinnen am 7. April 2020 beschlossen: 

 

1. Die Revisionen der Nebenklägerinnen       B.       und 

G.             gegen das Urteil des Landgerichts Essen vom 

6. Juli 2018 werden als unzulässig verworfen. 

2. Die Beschwerdeführerinnen haben jeweils die Kosten ihrer 

Rechtsmittel und die dem Angeklagten dadurch im Revisi-

onsverfahren entstandenen notwendigen Auslagen zu tra-

gen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen 28 Verstößen gegen das 

Arzneimittelgesetz, davon in einem Fall in 14.537 tateinheitlich zusammentref-

fenden Fällen, und wegen Betrugs in 59 Fällen, davon in einem Fall wegen 

Versuchs, unter Freisprechung im Übrigen zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 

12 Jahren verurteilt. Außerdem hat es ein lebenslanges Berufsverbot angeord-

net sowie Einziehungs- und Adhäsionsentscheidungen getroffen. Hiergegen 

richten sich die Revisionen der Nebenklägerinnen       B.        und G.            . 

Die Rechtsmittel sind unzulässig, weil die Revisionsbegründungen nicht 

den Anforderungen des § 400 Abs. 1 StPO entsprechen.  
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Nach dieser Vorschrift kann ein Nebenkläger das Urteil nicht mit dem Ziel 

anfechten, dass eine andere Rechtsfolge der Tat verhängt wird oder dass der 

Angeklagte wegen einer Gesetzesverletzung verurteilt wird, die nicht zum An-

schluss des Nebenklägers berechtigt. Deshalb bedarf seine Revision eines ge-

nauen Antrages oder einer Begründung, die deutlich macht, dass eine Ände-

rung des Schuldspruchs hinsichtlich eines Nebenklagedelikts verfolgt wird, das 

zum Nachteil des Nebenklägers oder des die Nebenklagebefugnis nach § 395 

Abs. 2 Nr. 1 StPO vermittelnden Opfers begangen wurde (st. Rspr.; vgl. nur 

BGH, Beschlüsse vom 9. Dezember 2008 – 3 StR 514/08, NStZ-RR 2009, 182 

[Ls]; vom 11. Oktober 2011 – 5 StR 396/11, StraFo 2012, 67; vom 5. November 

2013 – 1 StR 518/13, NStZ-RR 2014, 117; vom 8. November 2017 – 2 StR 

125/17 Rn. 2). Dass die Rechtsmittel auf einen Schuldspruch wegen eines zum 

Nachteil der Nebenklägerin G.            bzw. der verstorbenen Mutter der Neben-

klägerin 

       B.        verübten Nebenklagedelikts abzielen, ist den Revisionsbegründun-

gen entgegen der Ansicht des Generalbundesanwalts nicht zu entnehmen. 

Ausweislich der Ausführungen in den Revisionsbegründungsschriften erstreben 

die  
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Nebenklägerinnen vielmehr eine Verurteilung des Angeklagten wegen eines 

vollendeten bzw. versuchten Tötungsdelikts zum Nachteil nicht näher individua-

lisierter Patienten, die durch die unterdosierten Arzneimittelzubereitungen aus 

der Apotheke des Angeklagten betroffen waren. 

Sost-Scheible Roggenbuck Bender 

 Bartel Rommel 

 

Vorinstanz: 

Essen, LG, 06.07.2018 ‒ 305 Js 330/16 56 KLs 11/17 6 Ss 117/19 


